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Anfrage zur mündlichen Beantwortung O-000011/2023
an die Kommission
Artikel 136 der Geschäftsordnung
Juan Fernando López Aguilar
im Namen des Ausschusses für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres

Betrifft: Bekämpfung von Diskriminierung in der EU – die seit Langem erwartete horizontale 
Antidiskriminierungsrichtlinie

Es ist 14 Jahre her, dass das Europäische Parlament am 2. April 2009 seinen Standpunkt zur 
horizontalen Antidiskriminierungsrichtlinie festgelegt hat. Seit dieser Zeit und trotz wiederholter 
Forderungen des Parlaments ist der Vorschlag im Rat nach wie vor blockiert. Die Annahme der 
horizontalen Antidiskriminierungsrichtlinie würde einen umfassenden Rahmen für die Bekämpfung 
von Diskriminierung auf EU-Ebene bieten und Schlupflöcher im bestehenden Rahmen beseitigen, um 
einen gleichen Schutz auf der Grundlage eines horizontalen Ansatzes für alle zu gewährleisten. Vor 
dem Hintergrund der zunehmenden Rückschritte bei den Grundrechten ist es dringend erforderlich, 
dass die EU ihrer Verpflichtung zur Bekämpfung von Diskriminierung nachkommt. Daher wird die 
Kommission ersucht, folgende Fragen zu beantworten:

1. Welche konkreten Maßnahmen hat die Kommission ergriffen, um die politische Blockade der 
vorgeschlagenen Richtlinie im Rat zu überwinden? Wie sieht der Zeitplan aus und welche 
konkreten Schritte sind für die Annahme der vorgeschlagenen Richtlinie geplant? Wird sich die 
Kommission verpflichten, die vorgeschlagene Richtlinie bis Ende 2023 anzunehmen?

2. Das Diskriminierungsverbot ist ein Recht, das sowohl in den EU-Verträgen als auch in 
internationalen Menschenrechtsverträgen verankert ist. Welche konkreten Maßnahmen hat die 
Kommission ergriffen und welche Maßnahmen gedenkt sie zu ergreifen, um sicherzustellen, 
dass das Recht auf Nichtdiskriminierung und Gleichbehandlung EU-weit in allen 
Schlüsselbereichen des Lebens und für alle geachtet wird?

3. Welche Optionen prüft die Kommission, um die Blockade der Verhandlungen über die 
vorgeschlagene Richtlinie im Rat aufzuheben? Erwägt die Kommission, die Passerelle-Klausel 
zu nutzen, um das Einstimmigkeitserfordernis im Rat abzuschaffen, wie in ihrer Mitteilung vom 
16. April 2019 mit dem Titel „Effizientere Entscheidungsfindung in der Sozialpolitik: Ermittlung 
möglicher Bereiche für einen verstärkten Übergang zur Beschlussfassung mit qualifizierter 
Mehrheit“ vorgeschlagen?

4. Welche konkreten Schritte unternimmt die Kommission, um sicherzustellen, dass die EU und ihre 
Mitgliedstaaten die umfangreiche Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen Union und 
des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte zur Bekämpfung von Diskriminierung 
umsetzen, die seit der ersten Vorlage der vorgeschlagenen Richtlinie ausgearbeitet wurde? Wie 
will die Kommission die Umsetzung überwachen?
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